
Entwurf des Volkswirtschaftsdepartement vom 30. November 2011 

 

Gesetz 
über die Familienzulagen 

Nachtrag vom  

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden 

beschliesst: 

I. 

Das Gesetz über die Familienzulagen vom 29. Mai 20081 wird wie folgt 
geändert: 

Art. 3 Kassenzugehörigkeit 

1  Arbeitgeber oder Selbstständigerwerbende gehören derjenigen 
Familienausgleichskasse an, welche durch ihre AHV-Ausgleichskasse 
gemäss Art. 64 des Bundesgesetzes über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG)2 geführt wird.2 Der 
Familienausgleichskasse Obwalden werden alle Arbeitgeber und 
Selbstständigerwerbenden angeschlossen, die nicht einer anderen von einer 
AHV-Ausgleichskasse geführten Familienausgleichskasse angehören. 
Nichterwerbstätige werden bei der Familienausgleichskasse Obwalden 
angeschlossen.  

3
 Der Familienausgleichskasse Obwalden werden als Arbeitgeber auch die 

öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Anstalten mit Sitz im Kanton 
angeschlossen. 

4
 Die Familienausgleichskassen müssen gleichermassen Arbeitgebern und 

Selbstständigerwerbenden offen stehen und bilden zusammen eine 
einheitliche Solidargemeinschaft. 

Art. 6 Abs. 3  

3 Der Familienausgleichskasse Obwalden obliegt die Kontrolle über die 
Unterstellung der Arbeitgeber und der Selbstständigerwerbenden. Sie ist 
Verbindungsstelle bei internationalen Verhältnissen. Sie kann 
Abrechnungsstellen anerkennen. 

Art. 11 Zulagen für Erwerbstätige  

1 Die Zulagen für die Erwerbstätigen werden durch die diesem Gesetz 
unterstellten Arbeitgeber und Selbstständigerwerbenden gemeinsam 
finanziert. Der Beitragssatz beträgt höchstens 3,0 Prozent des AHV-
pflichtigen Einkommens. 

2 Die Familienausgleichskassen legen die Höhe des Beitragssatzes fest. Er 
darf für Arbeitgeber und Selbstständigerwerbende nicht unterschiedlich sein. 
Die Familienausgleichskassen berücksichtigen dabei ihren Bedarf für die 
Familienzulagen, für die Äufnung der Schwankungsreserven, für die 
Deckung der Verwaltungskosten sowie für allfällige Zahlungen an den 
Lastenausgleich. 

3 Der Regierungsrat legt den Beitragssatz für die Familienausgleichskasse 
Obwalden fest. 

Art. 14 Abs. 1 



P.S.: Änderungen und Ergänzungen gegenüber dem Gesetz über die Familienzulagen 

vom 29. Mai 2008 sind randvermerkt und unterstrichen, Weggefallenes ist 

durchgestrichen. 

1 Die Beiträge der Arbeitgeber und der Selbstständigerwerbenden sowie die 
Erträge aus Anlagen dürfen nur zur Finanzierung der Familienzulagen, für 
die Äufnung der Schwankungsreserven, für die Deckung der 
Verwaltungskosten sowie für allfällige Zahlungen an den Lastenausgleich 
verwendet werden. 

Art. 15 Lastenausgleich 
a. Grundsatz 

Die im Kanton tätigen Familienausgleichskassen beteiligen sich am 
Lastenausgleich. Darin einbezogen werden die beitragspflichtige jährliche 
Einkommenssumme und die jährlich geleisteten Familienzulagen für 
Erwerbstätige. 

Art. 16 Abs. 1 und 2 

1 Aus dem Quotienten der jährlich geleisteten Familienzulagen und den 
beitragspflichtigen jährlichen Einkommenssumme wird der benötigte 
Beitragssatz auf drei Stellen bestimmt. 

2 Dieser Beitragssatz wird mit der beitragspflichtigen Einkommenssummen 
jeder Familienausgleichskasse multipliziert. 

Art. 17 Abs. 1 

1 Die Familienausgleichskasse Obwalden rechnet mit den andern 
Familienausgleichskassen ab. Die Familienausgleichskassen haben ihr bis 
spätestens 31. März des folgenden Jahres die Angaben über die 
Einkommenssummen sowie die ausbezahlten Zulagen auszuweisen. 

Art. 20 Mitwirkung und Amtshilfe 

1 Die diesem Gesetz unterstellten Personen, die Arbeitgeber, die 
Selbstständigerwerbenden, die Verwaltungs- und Rechtspflegeorgane, 
insbesondere die zuständigen Steuerbehörden und AHV-Zweigstellen, sind 
verpflichtet, den zuständigen Organen kostenlos die für den Vollzug dieses 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen 
Unterlagen einzureichen. Daten können den zuständigen Organen 
elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 

2 Das massgebende Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit wird 
von den kantonalen Steuerbehörden analog der AHV-Gesetzgebung (Art. 9 
AHVG) ermittelt und den Familienausgleichskassen gemeldet. 

3 Die Ausbildungs- und Lehrstätten sowie die Schulträger haben den 
Familienausgleichskassen auf Anfrage hin unentgeltlich Auskünfte über die 
Art und Dauer der Ausbildung von bezugsberechtigten Personen zu erteilen. 

II. 

Dieser Nachtrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Er unterliegt dem 
fakultativen Referendum und ist dem Eidgenössischen Departement des 
Innern zur Kenntnis zu bringen. 

Sarnen, Im Namen des Kantonsrats: 
Der Ratspräsident: 
Die Ratssekretärin: 
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